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Amt der Wiener Landesregierung 

Al 
MD - 2252 - 2/83 
Entwurf eines Wohnbau­
förderungsgesetzes 1984 
sowie eines Wohnhaus- , 
sanierungsgesetzes; , 
Begutachtungsverfahren. 
Stellungnahme 
-zu GZ 54. 401/2-Y -4/83 

.An das 
Bundesm1n1steriu~ fUrt 
Bauten und Technik 

Wien, '1984 02 24 

Auf das do. Schreiben vom 12. Dezember 1983 beehrt sich das Amt 
der W1~nerlandesreg1erung, zu den übermittelten EntwUrfen eines 
Wohnbauförderungsgesetzes 1984 und eines Uohnhaussanierungsge­
setzes folgende Stellungnahme abzugeben: 

I~ Hinblick a~f die hohe Priorität des Stadterneuerungsgedankens 
für Wien hat, der W1ener landtag das Amt der Wiener Landesregierung 
,ausdrücklich beauftragt. bei der Stellungnahme zu den vorliegenden 
GesetzesentwUrfen folgende Grundsätze zu berücksichtigen: 

"Im Rahmen der Wohnbauförderung 1968 wurden bereits in den letzten 
Jahren zunehmend d 1 ~ Rechte u~d Mög li chke1 ten der Länder' erwei tert, 
ohne daß genügend Rücksicht auf d1e Bedürfnisse des Landes Wien 
mit seinem hohen Stadterneuerun9sbeda~f genom~en worden ist. 

0- D1 ese spezi f1 sehen Erforderni S5e verl angen ei ne f1 ex1 b 1 ere Ge-, 
staltung der Förderungsinstrumente, um zusätzliche H1ttel in der 
Stadterneuerung verwenden zu können. 
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In diesem Sinne sollte es möglich sein. FörderungsmaBnahmen der 
Wohnbauförderung in Form von Annu1tätenzuschUssen zu gestalten 
und die dadurch fre1werdenden Beträge zweckgebunden fUr die 
Stadterneuerung zu verwenden. 

-Oie durch eine Umstrukturierung der Förderung freigewordenen 
Mittel müßtenfUr Stadterneuerungsmaßnahmen eingesetzt werden, 
wobei Stadterneuerung in einem umfassenden Sinn zu verstehen 1st. 
Es wäre dann jeweils Aufgabe des Landes, sich zu entscheiden, 
welche Form de~ Förderung angewandt werden soll bzw. fUr er­
forderlich gehalten wird. 

Sowohl im Wohnbauförderungsgesetz als auch im Wohnhaussan1eru~gs­
gesetz muß verstärkt davon ausgegangen werden, daß 1n Zukunft 
unter Verwendung des Altbestandes dem heutigen Standard ent­
sprechender Wohnraum geschaffen wird (z.B. Umbau, Einbau, ZubaUt 
Instandsetzung, Sanierung). 

Die Förderungsbedingungen müßten so gestaltet werden, daß dem 
Ziel, kostengUnstigere, soziale Wohnungen zu erreichen, Rechnung 
getragen werden kann. Unter diesem Gesichtspunkt sind die Lauf­
zeiten der Darlehen neu zu überprUfen. 

Derzeit sind die Förderungsbedingungen im Neubau und bei der 
Sanierung sowie bei der Instandsetzung sehr unterschiedlich. Die 
Stadterneuerung wi rd gege.nUber dem Neubau nur g 1 ei chwert 19, 'wenn 
auch die Förderung von Sanierungen gleichartig vorgenommen wird. 

Grundsätzlich dUrfte das San1erungsgesetz nicht nur eine Zu­
sammenfassung von bestehenden gesetzlichen Regelungen sein, 
sondern ist die Stadterneuerung auf eine neue Basis zu stellen. 
Dazu 1st es notwendig, daß ein umfassender Katalog von förderungs­
fähigen Arbeiten erstellt wird, wobei es den Ländern Uberlassen 
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werden 5011. welche San1erungsarbe1ten mit welchem Förderungs­
instrument gefördert werden. 

Neben einer Aufstockung und Vereinheitlichung bei der ObJekt­
förderung mUßten auch die Instrumente der Subjektförderung 

_(Wohnbe1hilfe, M1etzinsbeihilfe) weitgehend vereinheitlicht 
werden. 

Die im Rah.en des KapitalversicherungsfHrderungsgesetzes auf­
gebrachten Mittel mUßten analog zum Wohnungsverbesserungsge­
s~tz direkt de~ ländern zur Vergabe zugewiesen werden. DarUber 
hinaus sollte die flex1blere Gestaltung der Zinssätze dieser 
Förderungsm1ttel 1n Abhängigkeit von den Jeweiligen Marktbe- , 
dingungen aper1egt werden, um auch bei sinkenden Kalitalmarkt­
zinssätzen einen Anreiz zur Inanspruchnahme dieser Mittel zu 
geben. 

Grundsätzlich 1st davon auszugehen. daß die Stadterneuerung nur 
dann eintritt. wenn mehr Mittel dafUr zur VerfUgung stehen. Da 
das Aufkommen der Altstadtm111iarde bei weitem hinter den von 
den Versicherungen prognost1zierten Werten zurückgeblieben ist, 
sollten auch andere tUr die Finanzierung der Stadterneuerung 
geeignete SparformenunterstUtzt und in das Wohnhaussan1erungs­
gesetz eingebunden werden. 

Die fUr die Stadterneuerung erforderlichen Mittel müßten ent­
sprechend dem Stadterneuerungsbedarf direkt den einzelnen Ländern 
und Gemeinden zufließen. 

Der 1m vorliegenden Entwurf vorgesehene VerteilungsschlUssel ent­
spricht ke1nesw~gs dem tatSächlichen Erneuerungsbedarf in Wien 
(Anpassung an die Verteilung der Altstadtm1ll1arde). Der fUr die 
Altstadtm1111arde gOltige SchlUssel sollte generell fUr die 
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Zuteilung von Mitteln fUr die Sanierung bzw. Stadterneuerung 
gelten. (Gilt für die Zuteilung-von Mitteln fUr die Stadter­
neuerung und damit zumindest auch für einen Teil der Wohnbau­
förderung). 

-Im Sinne dieser Grundsätze mUßten aber auch die Ubrigen wohn­
rechtlichen Bestimmungen, die nicht im Wohnbauförrlerungsgesetz 
und Wohnhaussanierungsgesetz enthalten sind (Wohnungsgemein­
nUtz1gkeitsgesetz. Wohnungselgentumsgesetz, M1etrechtsgesetz), 
angepaßt werden. 

Die steuerlichen Regelungen wären so anzupassen, daß auch von 
dieser Seite zusätzliche Anreize für die Stadterneuerung gese~zt 
werden. Zu UberprUfen wäre die Gleichstellung von Neubauten und 
Sanierung auch auf steuerlichem Gebiet. 

Ebenso notwendig 1st auch eine Änderung des Baurechtsgesetzes 
sowie die Ausweitung der F1nanz1erungsmöglichkeit durch Bau· 

I 

sparkassen für den Mietwohnungsbau und die Stadterneuerung. R 

Darüberhinaus entsprechen die vorgelegten GesetzesentwUrfe nicht 
der .Forderung der Länder nach einem "einheitlichen Gesetz~ Es 
wurde led1g11c~ beim Wohnhaussan1~rungsgesetz das dzt. bestehende 
Wohnungsverbesserungsgesetz und das Bundesgesetz zur Förderung 
der Erhaltung und Verbesserung von Wohnhäusern sow1e der Stadt-

-
erneuerung zusammengefaßt~ 

Zur Mittalaufbringung 1st zu bemerken, daß die Anhebung der 
Leistung des Bundes aus Haushaltsmitteln, aber nicht durch eine 
weitere Belastung der geme1nsamen Bundesabgaben erfolgen soll. 
Demzufolge wäre fUr etn einheitliches Gesetze1n Gesamtzuteilungs­
schlUssel zu finden, der nicht auf der Volkszanl, sondern auf 
materiellen Grundlagen (z.B. Anteil der verbesserun~swUrdigen 
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, Wohnungen} basiert. Von seiten des Landes Wien mUßte, zumindest 
fUr den Yerbesserungssektor, ein Zute1lungsschlUssel von Uber 
50 % gefordert werden,der sich damit begrUndet, daß 

a) sich allein in Wien 58 ~ aller vor 1945 erbeuten Wohnungen 
in Österreich in Mehrwohnungshäusern und 

b) sich in Wien 57,3 ~ aller vor 1945 erbauten Mietwohnungen in 
Österreich mit Nohnbevölkerung 

befinden. Um eine gesicherte langfristige Förderungs- bzw. Finan­
zierungsplanung erreichen zu kßnnen, mUßte ein feststehender, 
genau umschriebener M1ttelzufluß gegeben sein, der nicht von eher 
zufällig bestimmten Sparleistungen abhängig 1st (Kapitalvers1che­
rungs-F6r~erungsgesetz), sondern beispielsweise aus dem Gesamt­
präm1enaufkommen resultiert. 

Da be~annt11ch steuerliche Maßnahmen durchaus Anre1ze fUr Inve­
stitionen zu geben 1m Stande sind, waren die steuerlichen Rege­
l~n~nso anzupassen, daß dia Erhaltung und Vcrbess~rung dem Neu­
bau gleichgestellt, also auch die Ausgaben fUr Erhaltung und 

, Verbesserung als Sonderausgaben anzuerkennen sind. Dabei könnten 
sowohl DarlehensrUckzahlungen fUr geförderte Kredite als auch 
Ausgaben fUr förderbare, jedoch m1t privatem Finanzmittele1nsatz 
vorgenommene Maßnahm~n ·absetzungsfähig gemacht Herden. 

Neben der Frage des Mittelaufkomrncns bzw. der M1ttelverte11ung 
1st 1m Sinne des Stadterneuerungsgedankens dem FBrderungsinstru­
mentar1um und im gleichen Maße den Förderungstatbeständen bzw. 
dem Typenkatalog grBßtc Bedeutung zuzumessen. 

Das Amt der W1ener landesregierung ersucht daher, die ObC!i~~Y~­
fUhrten generellen, vorw1egend Bundesgesetze betreffenden Problem-
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kreise aufzugreifen und im Rahmen der vorliegenden Gesetzes­
entwUrfe mitzuberUcksichtigen. 

Im einzelnen darf zu den gegenständlichen EntwUrfen folgendes 
bemerkt werden: 

I. Wohnbauf6rderungsgesetz 1984 

zu § 1 Abs. 2 Z 2;,1 i t. a 

Es sollte die- Terminsetzung hinsichtlich des Zeitpunktes der Bau­
bewilligung überdacht werden, weil nicht einsichtig 1st, warum 
nicht allenfalls später errichtete Bauten zu Wohnungen umgebaut 

. werden können sollen. ZielfUhrend erscheint der im Entwurf zu 
einem Wohnbauf6rderungsge~etz 1983 gewihlte Zeitpunkt 1. Jänner 
1968. 

zu' § 2 Z 1 

Es sollte sichergestellt werden, daß 1m Falle der Vermietung der 
.zweiten Wohnung d~e Mietzinsobergrenze dieses Gesetzes bzw. des 
Mietrechtsgesetzes Anwendung findet. (Vermeidung Uberh6hter Miet-

, zinseinnahmen des in der gef6rderten Wohnung lebenden EigentUmers). 

zu § 2 Z 5 

Oie Definition nach diesem Punkt läßt die Fälle, Wohnungen und 
Wohnheime ohne Abbruch von wesentlichen'Gebäudeteilen herzustellen, 
außer Betracht (Umbau durch Einziehen von Zwischendecken oder 
-Wänden). We$entliche bauliche Veränderungen sind auch ohne Ab­
bruch denkbar. 

zu § 2 Z 6 

Bei Wohnheimen sollten neben den f6rderbaren Räumen fUr die Ver­
waltung auch Arbe1tsräume, die der notwendigen Erhaltung dienen 
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(z.B. Haustischlere1), gefördert werden. Zu Uberlegen wäre 
Uberdies, ob nicht 1m Zuge einer 1m vorliegenden Entwurf 
verstärkten Berücksichtigung von beh1ndertengerechten Aus­
stattungen (Erhöhung der Gesamtbaukosten nach § 4 Abs. 3 
Z 3) auch Räu~e, die arbettstherapeutischen und ähnlichen 
Maßnahmen in solchen Heimen dienen, als "normale Ausstattung ft 

gelten sollen und somit einer FÖfGerung unterzogen werden 
können. 

zu § 2 Z 7 

Bezüglich der NichtausfUhrung der OberflächenendausfUhrung 
mUßte auch 1m Gesetzestext klar ersichtlich sein, daß diese 
Ausstattungsvar1ante nur sämt11che Wohnungen umfassen kann, 
da bei uneinheitlieher Ausstattung mit Problemen hinsicht-
11 eh der Baukos ten- un'd Mi atz i nsbereehnung zu rechnen sei n 
wird. ' 

zu § 2 Z 8 
i 

Es sollte dem effektiven Wohnwert yon Loggien und Terassen 
durch zumin~est teilweise Einbeziehung in die Nutzfläche 
(z.8. 1/3) Rechnung getragen werden. Diese Regelung sollte 
auch in die anderen, e1nschlägigen Gesetze e1nfließen. 

zu'§ 3 

Die Problematik des nachtr~g11chen Anschlußzwanges an ein 
Fernwärmenetz' liegt darin, daß sich die Invest1t1onskosten 
für die eingebaute Heizungsanlage in weniger als 10 Jahren 
nicht amortisieren. 

zu § 4 Abs. 1 

Im Hinblick auf die Definition der NutzflHch~n 1m § 2 
Z 8 mUßte es richt1gerwe1se heißen ftNutzfläche zuzUgl1ch der 
Wandstärken und der 1m Verlauf der Wände befindlichen Durch­
brechungen (Ausnehmungen). " 

17/SN-40/ME XVI. GP - Stellungnahme (gescanntes Original) 9 von 24

www.parlament.gv.at



- 8 -

zu § 4 Abs. 3 

Eine Erhöhung'der Gesamtbaukosten wäre auch fUr den Garagenein­
bau vorzusehen. 

zu § 6 Abs. 1 Z 3 

Diese Gesetzesstelle sollte lauten: 

"3. Die Errichtung von Einstellplätzen (Garagen) und Abstel1-
plätzen fUr Kraftfahrzeuge. soferne sie das Ausmaß von einem 
Platz pro Wohnung nicht Ubersteigen". 

zu § 9 

Im Zusammenhang mit der Zuteilung der Bundesmittel wird auf die 
obigen AusfUhrungen zur Frage der M1tteläufbringung verwiesen. 

zu § 10 Abs. 3 

Gegen den Ausdruck "bestmögliche Verzinsung" mOssen Bedenken 
angemeldet ~erden. da die Gefahr ~esteht. daß er im Sinne von 
fth6chstmöglich" ausgelegt-Wird. Es wäre eine Formulierung zu 
erwägen, daS fUr eine Verzinsung zumindest zum EckzinsfuS zu 
sorgen 1st. 

zu § 10 Abs. 4 

Wenngleich eine compensando-Einbehaltung nach den Erläuternden 
Bemerkungen nicht bei der Verletzung bloßer Formalmängel. sondern 
nur bei eher gravierender VorSChriften vorgesehen ist, scheint 
Jedoch eine,Frist zur Abstellung dieser schwerwiegenden Mängel 
geboten und sollte eine E1nbehaltung erst nach ergebnislosem 
Verstreichen dieser Frist erfolgen. 

zu § 11 

Zur Erstellung und Überwachung bzw. -Aktua1is1erung eines Wohn­
bauprogrammes durch das Land sollte die aktive Mitwirkung und 

17/SN-40/ME XVI. GP - Stellungnahme (gescanntes Original)10 von 24

www.parlament.gv.at



· .,- - 9 -

die Verpflichtung der InformationsUbermittlung aller Be­
troffenen. d.s. Bauträger und Mieter bzw. Eigentümer. 
festgelegt werden. Diese Daten sollen Uber vorhandene 
.BaugrundstUcke. Bauplanungen. BaudurchfUhrungen. tech­
nische Beschreibungen. Versorgungs- und Entsorgungsdaten. 
Vermietung. Verrechnung und Instandhaltung Aufschluß 
geben. 

Alle geplanten Bauvorhaben sollten mit dem land hin­
sichtlich des Wohnbauprogrammes. der Ausstattung. der 
Ver- und Entsorgung sowie des Wohnungsbedarfes. der Aus­
führung. der Finanzierung. den .Terminen. und des geplan­
ten M1eterkre1ses abgestimmt werden. Aus diesen Forde­
rungen ergibt sich fUr das land die Verpflichtung. die 
dafür notwendigen Evidenzen und Abstimmungen automati­
siert zu führen. 

LU § 16 Z 2 

Die h1er angeführte ·Wirtschaftlichkeit der Aufsch11e­
ßungskosten R wäre zu determinieren. 

zu § 16 Z 3 

Hier sollte ergänzt werden Rinnerhalb eines angemessenen 
ZeitraumesR. 

zu § 11 Abs. 4 

Da gemäß § 31 Abs. 2 unter bestimmten Voraussetzungen auch 
fUr Eigenheime AnnuitätenzuschUsse gewährt werden können. 
liegt es 1mInteres~e der Landesförderung. daß die Zins­
sätze für Bausparkassendarlehen und Hypothekardarlehen fUr 
Eigenheime ebenfalls diesen Beschränkungen unterliegen. 
Zur Klarstellung sollte § 11 Abs. 4 lauten: 

·Oie Bestimmungen des Abs. 2 sind für Eigenheime nur 1m 
Falle der Zuerkennung von Annuitätenzuschüssen gemäß § 31 
Abs. 2 anzuwenden. R 
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Weiters wäre folgender Absatz 5 anzufUgen: 

HDie Bestimmungen des Abs. 3 gelten nicht fUr Eigenheime". 

zu § 18 Abs. 1 

Ne~en Annu1tätenzu~chUssen sollten auch Zinsen~uschUsse 
als Förderungsart vorgesehen werden. 

zu § 18 Abs. 3 ' 

Die Förderungsmaßnahmen des Absatzes 1 Z 1, 3 und 5 mUßten 
jede für sich allein oder nebeneinander gewährt werden kön-
nen. 

zu § 19 Abs. 1 Z 4 lit • • 

Es ist unbedingt erforderlich, gemeinnUtzigen Bauvere1ni­
gungen auch die Errichtung von Gebäuden in verdichteter 
Flachbauwe1se in der Rechtsform der Miete bzw. Nutzung zu 
ermöglichen. 

Gleiches gilt i. Ubrigen fUr die Gemeinden (§ 19 Abs. 1 
Z 3 lit •• ). 

D1e Schaffung von D1enstnehmerwohnungen durch gemeinnüt­
zige 8auvere1n1gungen wäre vorzusehen. 

zu § 20 Abs. 3 

Anstelle des letzten Satzes sollte folgende Formulierung 
tre~en; "Ist der Mi'eter eine GebietskörpersChaft oder 
eine juristische Person gemäß § 19 Abs. 1 Z 4 und 7. 
gilt die Beschränkung der Weitergabe auf Dienstnehmer 
nicht." 

Überdies wäre zu Uberdenken~ ob an dieser Entwurfstelle 
nicht der gleiche Persohenkre1s wie im § 2 Z 10 vorzu­
sehen wäre. 
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zu § 21 Abs. 1 Z 3 und Abs. 2 
J' 

// 

;/ 
" 

Da auch einkommensschwächere Personen schwer verwertbare~ 
Vermögen besitzen können (z. B. Erbschaft). erscheinen 
relativ niedrige Grenzen. die nicht valorisierbar.s1nd. 
unzweckmäßig. Es 1st nicht einsichtig. warum bei allge­
mein anerk~nnten Kostenerh6hungen niedrigere Einkommens· 
grenzen als 1m vorjährigen Gesetzesentwurf aufgenommen 
wurden. 

Die Reduktion der höchstzulässigen Einkommen geht an der 
wirtschaftlichen Entwicklung de~ letzten Jahre vorbei. 

zu § 22 Abi. 1 Z 1 

Die Ziffer 1 sollte wie folgt lauten: 

/ .,. in einem Hundertsatz der Gesamtbaukosten. oder". J, 

zu § 23 Abi. 1 

Zur Verd~utlichung wäre ein Aufte11ungsschlUssel fUr das 
Landesdarlehen vorzusehen (Nutzfllchenverhlltnis). 

zu § 23 Abs.'3 

D1e Ausstattung e1nes F6rderungsdarlehens m1t,'der kürzest­
möglichen Laufzeit und dem h6chstmöglichen Zinssatz könnte 
zusammen mit Belastungen aus Hypothekardarlehen und Eigen­
mittelverzinsung des Vermieters eine eher hohe Gesamtbe­
lastung bringen. 

DarUberh1naus sollte die Darlehenslaufzeit wie bisher eine 
mögliche Obergrenze von 47 1/2 Jahren aufweisen. 

Wenngleich eine Anhebung der Annuitäten fUr das Landesdar­
lehen zu verstärkten RückflUssen fUhrt und ,daher grundsätz­
lich zu begrUßen 1st, scheint zur eindeutigen Klarstellung, 
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daß auch in wirtschaftlich eher ungUnst1gen Zeiten eine 
Änderung der T11gungspläne durch die Landesregierung in 
Richtung Senkung des Zinssatzes und Erstreckung der Lauf~ 
zeit vorgenommen werden kann. eine Bestimmung etwa im 
Sinne des dzt. § 15 a Abs. 4 Wohnbauförderungsgesetz 1968 
angebracht. 

zu § 23 Abs. 4 

Anstelle des Ausdruckes Zuzählung. der keine ausreichende 
exakte Umschreibung darstellt. sollte die "letzte Zuzäh­
lung des landesdarlehens· vorgeseh~n werden. 

zu § 25 Abs. 1 
-

Die. vorhergehende schriftliche Mahnung sollte für alle 
KUndigungstatbestände gelten und nicht nur fUr den Zah­
lungsverzug. 

zu § 26 Abs. Z 

Nach dem Satzteil Rd1e nicht 1m Wohnungseigentum stehen W 

sollte eingefUgt werden,"oderfUr die Wohnungseigentum 
noch nicht b~grUndet wurde". 

zu 1 28 

Als wichtiger Knnd1gungsgrund wäre zusätzlich die nicht 
regelmäßige Verwendung ~er geförderten Wohnung zur 8e­
friedigung des dringenden WohnbedUrfn1sses aufzunehmen. 

zu § 29 Abs. 2 Z 1 und 2 

Diese Bestimmungen sollten lauten: 

.,. bei Gebäuden •••••• 5 v. H. der förderbaren Gesamt­
baukosten (I 6). 

2. bei sonstigen Gebäuden •••••• 20 v. H. der förder­
baren Gesamtbaukosten(§ 6) zu betragen." 
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Dem Abs. 2 so11te Uberdies folgender Satz angefUgt werden: 

"Kosten fOr Uber die M1ndestausstattung hinausgehende Ein­
richtungen (Saunas. Schwimmbäder, Schlechtwetterspielplätze, 
etc.) können zusätzlich verrechnet ~erden. Grundkostenan­
teile sind gesondert zu leisten". 

zu § 29 Abs. 4 

Die Möglichkeit der hHheren Etgenm1ttelleistung sollte als 
"Kann-Bestimmung" abgefaSt werden. 

zu § 30 Abs. 1 

Auch hier wäre klarzustellen, daß als E1genm1ttel nur jener 
prozentuelle Ante11 an den geförderten Gesamtbaukosten an­
zusehen ist, der dem F1nanzierungsplan entspricht. Dazu 
zählen som1t keinesfalls Grundkosten, Kosten fijr über di,e 
M1ndestausstattung hinausgehende Einrichtungen oder son­
stige Baukostenzuschüsse wie Zw1schenfinanzierungs~osten 
etc. 

zu § '30 Abs. 6 

Als letzter, Satz wlre einzufügen: 

UGle1chfal1s 1st festzulegen, inwieweit im Fall der Direkt-
" -

zuzählung des E1genm1ttelersatzdarlehens ,an den Empfänger 
des f5rderungsdarlehens (§ 30 Abs. 2) eine Verpflichtung 
zur Anrechnung oder Refund1erung Uberbunden wird." 

zu -§ 31 Abs .1 ~ 

Im Hinblick auf die den Ländern überlassene Gestaltungs· 
möglichkeit der Annu1tätenzuschüsse sollte die Limitierung 
auf 50 v.H. und die La~fze1t auf 15 Jahre entfallen. 

Hier sollten auch Z1~senzuschOs5e geregelt werden. 
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zu § 31 Abs. 5 

Oie Verpflichtung der Länder, die AnnuitätenzuschUsse ein­
zustellen und zurU~kzufordern. erscheint nicht praxisnah und 
sollte den Ländern als Möglichkeit. Jedoch nicht als Ver­
pfl1chtung gegeben werden. 

zu § 31 Abs. 2 Z 5 

Es. ergibt sich das Problem. daß die Vereinbarung der RUck-. . 
zahlung von Annu1tätenzuschUssen m1etztnserhöhend 1st und 

l 

damit langfristig ein .esentl1ches Ansteigen der Wohnbei-
hilfen zu erwarten fst. Abgesehen davon 1st die Ansparung 
von Mitteln fUr Instandhaltungs-.und Erhaltungsarbeiten 
wesentlich erschwert bzw. fUhrt bei We1terverrechnung an 
die Mieter zu einer weiteren M1etzinsbelastung und somit 
(gem. Z 4) zu einer weiteren Erhöhung des Wohnbeih1lfen-
anspruches. 

zu § 32 Abs. 3 

Dieser Absatz wäre ersatzlos zu streichen. um eine s1nn- . 
widrige Anrechnung von Soz1alhtlfele1stungen zu vermeiden.' 

zu § 33 Abs. 1 

Die Beschränkung der zumutbaren Wohnungsauf~andbelastung auf 

.1 

25 v. H. des Fam111eneinkommens bringt bei höherem Einkommen 
gegenUber der derzeitigen Regelung eine nicht unbeträchtliche 
8esserstellung. die bei Ausschöpfung der gesetzlichen Möglich­
keiten fUr die Gestaltung der WohnbaufHrderungsdarlehen und den 
daraus resultierenden hohen Belastungen auch tatsächlich zu. 
Tragen kommen könnte. Es wäre daher ein höchtszulässiges Ein­
kommen festzusetzen, das naturgemäß weit unter den im § 21 

Abs. 2 genannten Werten zu liegen h~tte. 

zu § 34 Abs. 1 

Es .Ire SiCherzustellen, daß bei Auszahlung der Wohnbe1h11fe 
an den Empfänger dies nur dann erfolgt, wenn der Empfänger. 
nachweist, daß er sämtliche Zahlungen in der Höhe des Wohnungs­
aufwandes le1stet. wie dies 1mdt. Wohnbauförderungsgesetz 1968 
vorgesehen 1st. 
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zu § 34 Abs. 4 , 

Dieser Absatz sollte lauten: 

"Wohnbeihilfe. die zu Unrecht empfangen wurde, ist unter 
sinngemäS,r Anwendung deS § 26 Abs. 3 zu erstatten; eine 
solche Verzinsung 1st nicht vorzusc~reiben, wenn der Uber­
bezug vom Wohnbe1h11fenempfänger nicht zu verantworten 
1st." 

zu § 38 Abs. 3 

Auch hinsichtlich der Fam11fengröße wäre an Stelle einer 
Erkltirung ein Na~h.weis (z. B. f.1eldezettel) vorzusehen. 

tu § 39 Aba. 1Z 1 

Das "letzte veranlagte Kalenderjahr- könnte zu einem ver­
zerrten Sild führen. Es sollten auch Bescheide. die über , 
einen länger zurückliegenden Zeitraum absprechen (l. 8. 

3 Jahre). akzeptiert werden können. 

zu § 39 Abs. 1 Z Z 

Diese 8est1mmun9. sollte lauten: 

"2. Bei Arbeit~ehmern;~ die nicht zur Einkommensteuer: ver­
anlagt werden, durch Vorl~ge einer LOhnsteuerbescheinigung 
OGer eines Lohnzettels für das vorangegangene Kalenderjahr. 
Nur in begründeten Ausnahmefällen sowie bei faktischer Un­
möglichke1t{z. B. ~aisonarbeit) kann das Einkommen fUr 
einen kUrzeren, in der Regel dre1monat1gen Zeitraum, durch 
lohnbestät1gungen nachgewiesen werden. Eine Erklärung Ober 
allfällige EinkUnfte 1m Ausland ist abzugeb~n. 

zu § 41 

Aus bauphys1kalfschen GrUnden sollte die teilweise BerUck­
stchtioung der individuellen He1zkosten erst nach zwei 
He1zper1oden einsetzen •. 
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Dem Abs. 3 wlre ein Abs. 4 anzufügen, der eine dem § 25 
Wohnhaus-Wiederaufbaugesetz 1948 nachgebildete Strafbe­
stimmung enthält: 

-4) Wer Geldbeträge, die ihm auf Grund dieses Bundesge­
setzes gewährt worden sind, ihrer Bestimmung entzieht 
und dadurch die Erreichung des in diesem Bundesgesetz 
vorgesehenen Zweckes vereitelt oder gefährdet, macht 
sich eines Verbrechens schuldig und wird,mit ••••••• 
bestraft.· -

zu § 42 Abs. 2 

Es sollte zusätzlich sichergestellt werden, daß an den 
Förderungswerber bereits zugezählte Darlehensbeträge 1. 

Falle der Eröffnung eines Insolvenzverfahrens Uber das, 
I 

Vermögen des Förderungswerbers nicht dem Massevermögen 
zufallen. 

zu § 43 

Die Berechtigung soll um die Date~Ubermittlung erweitert 
werden. Die Zuläss1gke1t 5011 auf alle Daten der Bau­
firmen, Bautriger und Mieter, die zur ErfUllung dieses 
Gesetzes erforderlich sind, ausgeweitet werden. 

zu § 46 AbI. 1 

Folgende Z 5 sollte angeschlossen werden: 

-5. ~is zur Genehmfgung der Endabrechnung kann ein vor­
läufiger Mietzins eingehoben werden.-

zu § 46,Abs. 1 Z 2 

Es wäre zu verdeutlichen, ob es sich hiebe1 um eine variable 
Verzinsung untei Zugrundelegung des jeweils aktuellen'Eck­
zinssatzes handelt, oder ob ~er Zinssatz zum Zeitpunkt der 
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Vermietung einmal festgelegt wird und dann über die ge­
samte Laufzeit der Amortisation der E1genm1ttel unver-. . 
ändert bleiben soll. 

zu § 49 Abs. l 

Das Erfordernis, ein Veraußerungsver~ot zugunsten des 
Landes einzuverleiben, sollte für B~uvorhaben von Ge­
bietskörperschaften nicht notwendig sein, zumindest 
sollte das Land davon absehen können. 

zu § 54 

Hach .1e vor werden verfassungsrechtliche Bedenken gegen 
diese Regelung angemeldet. ' 

zu den §§ 56. 57 und 58 

Oie Toleranzgrenzen von a.v. H. sollten auf 5 v. H. 
angehoben·~erden. 

Abschließend wird nochmals angeregt. in Anlehnung an den 
§ 25 Wohnhaus-Wiederaufbaugesetz 1948 eine vom Gericht 2U 

ahndende S~rafbest1mmung aufzunehmen, da die im Privat­
wirtschaftsbereich möglichen Sanktionen (Fälligstellung 
bzw. AufkUnd1gung des Darlehens bzw. Einstellung der Annui­
tätenzuschUss~) keine gee~gneten ~aßnahmen darstellen. Bei 
Feststellung von Verfehlungen des FGrderungswerbers wUrden 
dadurch sogar schuldlose Wohnungswerber von den Sanktionen 
betroffen werden, die dem F~rderungswerber als eigentlichen 
Schuldigen gleichgUltig sind. 

Im Sinne des Konsumentenschutzes könnte eine auf Kosten des 
Bauträgers gehende Bankgarantie, die Kosten- und Ze1tUber­
schre1tungen abzudecken hat, verankert werden. Diesbezügliche 
Modelle werden 1m Bereich privater Bauträger bereits 'ange­
boten. 
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Ir. Wohnhaussan1erungsgesetz 

zu § 3 

In Z 5 wird die Nutzfläche behandelt. Mach wie vor bleibt 
dabei die legist1sche K1Krung der Behandlung von loggien 
und Terassen offen. 

In Z 7 w1 rd das Fam111 ene1 nkommen def1 n 1 ert. Dabei er,· 
scheint die M1teinbeziehung der "mit ihm 1m gemeinsamen 
Haushalt lebenden Persone~lzu weit gefaBt. 

zu § 8 

Zu A~s. 4 wird angeregt. den Begriff "bestmögliche" 
fal1enzulassen~ da jedes.Land ohnehin trachten wird. 
die Förderungsm1ttel möglichst gOnstig anzulegen. 

zu § 9.Abs~ 2 

Die M1te1nbez1ehung des steuerpflichtigen Vermögens in 
die Frage der FörderungswUrdigke1t kann zu Härten fUhren 
und sollte daher entfallen. 

zu § 10 Abs. 1 Z 1 l1t. b 

Hier wäre anzuregen, daß das Bestehen der von der För­
derung erfaSten Wohnhäuser und Wohnheime mit dem Flache~­
widmungs- und Bebauungsplänen "vere1nbar 1st". 

zu , 11 

Oie im Entwurf enthaltene Aufzählung der Tatbestände 
sollte unter der Absatzbezeichnung 1 laufen und durch 
die Z 12 Emiss10nsschutzmaßnahmen gegenüber Anrainern 
ergln,zt werden. 
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zu § 11 Z 6 

Die Förderbarke1t von MaBnahmen zur Erhöhung auch des 
Feucht1gke1tsscbutzes 1st neu und sollte durch den 
Klammerausdruck -Trockenlegung- noch erweitert werden. 

zu § 11 .Z 7 

Diese Bestimmung sollte besser lauten: 

-dieVerein1gung von Wohnungen oder von sonsttg$n Räumen 
(Anbauten. Gangteilen) mit Wohnungen,-

Als Abs. 2 sollte dem § 11 angefügt werden: 

"(2) Die Llnder können durch Verordnung unrentierl1che 
Kosten. die' geme1nsam mit, Maßnahmen gem. Abs. 1 anfallen. 
als förderbar erkllren. ß 

Damit könnten z. B. Umsiedlungs- und Ersatzwohnungskosten. 
M1ete1ngangsentfille. Vorfinanzierungen von Ver- und Entsor~;; 
gungsle1tungen 1. Haus, Abbruchkosten bei erforderlicher 
Entternung Berücksichtigung finden •. 

zu § 13 Z 1 

Hier sollte ein Abschlag von 10 I far laufende Erhaltungs­
arbeiten B'erUcks1cht,1 gung' f1 nden. 

zu § 13 Z 2 

Oie E1nengung der nUtzl1chen Verbesserungen auf solche des 
§ 4 Abs. 2 Z 1 bis 3 M1etrechtsgesetz.1st nicht verständ­
lich. Gerade die Substandardbeseit1gung wäre damit nach. 
wie vor ausgeschlossen~ 

zu § 14 Abs. 1 . 

Der unbestimmte Begriff "mit erheblichem Kostenaufwand­
sollte deutlicher gefaßt werden. 
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zu § 15 Abs. 1 
I 

Es sollte den Ländern ohne Einschränkung Uberlassen 
bleiben, ob im Einzelfall ein Landesdarlehen, Annu1-
tätenzuschUsse zu Hypothekardarlehen ~der eine Kombi­
nation gewährt wird. Es sollten' auch Zin~enzuschOsse 
vorgesehen werden.' 

zu § 15 Abs. 2 

Wenn an dieser Stelle zwischen Wohnbe1h11fengewihrung 
und Mietzinsbeihilfengewährung unterschieden wird, so 
muß schon hier verlangt werden, daß 1m IV. HauptstUck 
des Entwurfes eine ausmaBmäßige Anpassung dieser beiden 
Förderungsformen vorgenommen wird. 

zu § 16 Abs. 2 

Die Begrenzung der Darlehenslaufze1t mit 10 bis 30 Jahren 
dürfte zu kurz sein. Man sollte als obere Grenze die der­
zeitige (rd. 47 1/2 Jahre) beibehalten. 

zu § 16 Abs. 3 

Dieser sieht vor, daß die T11gungspläne im Falle wesent­
l1cher Verände~ungen der wirtschaftlichen Verhältnisse 

, 
geändert werden könne. Es wird dabei aber nicht zum Aus-
druck gebr~cht. wessen. Ve,rhäl tni sse (di e des Landes oder 
die des Förderungswerbers) damit gemeint sind. 

zu § 16 Abs~4 

Hier sollte klargestellt werden. daß die Regelung nicht 
slmtliche Wohnungen des Hauses erfassen muß. 

zu § 19 

Dieser schließt eine Fäl11gstel1ung des Förderungsdarlehens 
aus, wenn schutzwürd1ge'Interessen von Wohnungs1nhabern ge­
fährdet werden. Da dies fast immer der Fall sein wird, sollte 
diese Einschränkung entfallen. 
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zu § 21 

Die bei der "Altstadtmtl1iarde- geltenden Zinsenkond1-
tionen von 8.5 S machen eine Inanspruchnahme für Ge~ 
bietsk6rperschaften nicht attraktiv. da diesen 9Un-

-stigere ~red1tbed1ngungen zur VerfUgung stehen. Es 
sollte daher in diesem Bereich nicht der starre Zins­
satz einer von 6 S berechneten Annuität vorgesehen. 
sondern den jeweiligen Erfordern1s~en entsprechende 
Ver1at1onsmöglichke1ten geboten werden. 

Unabhäng1g dayon sollte folgender letzte Satz ange­
fügt werden: . 

-Dies gilt nicht für beretts zugesicherte Förderungen." , 

zu § 22 Abs~ 1 

Die Begrenzung der Höhe der Annu1tätenzuschUsse auf 
50 v. H. sollte entfallen. 

zu § 30 Abs. 3 

ES,so11te zumindest' als Klammerausdruck der Begriff 
"Meldezettel" vorgesehen werden. 

KU § 31 Abs. 1 

In wirtschaftlich begründeten Fällen sollte ein kür­
zerer Zeitraum als ein Kalenderjahr vorgesehen werden. 

zu § 3% Abs. 3 

Hier sollte klargestellt werden. daß ein Re~htsan5pruch 
daraus nicht resultiert. 

zu § 33 Abs. 4 

Die v~rgesehene Aufnahme sämtlicher Künd1gungsgrUnde ge­
mäß § ·18 in die Zusicherung sollte dann entfallen können. 
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~~nn das gesamte ilohnbaufBrderungsgesetz als Bedingung 
(lex contrüctus) aufgenommen wird. 

zu § 38 Abs. 1 

Bei der VereinDarung Ober allfällige Hauptm1etz1nser­
hHhungen sollte als Anreiz zur Vornahme der San1eru~g 
auch ein Wert~qu1valent (von z. ß. 10 ~ der. Gesamtbau­
kosten) zulässig sein. 

111. Stadterneuerungsgesetz 

zu § 33 

Oie Förderung sollte nicht davon abhängig gemacht werden, 
daß ·es sich um ein sanierungsbedUrft1ges Gebiet 1m Sinne 
des Stadterneuerungsgesetzes handelt. 

-Unter einem werden 25 Ausfertigungen dieser Stellungnahme 
dem Prtis1d1urn des Nationalrates Uberm1ttelt. 

FUr den La samtsdirektor: 

. / . 
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